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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Christian Ruck, Karl Lamers und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie des Abgeordneten Ulrich irmer und der Fraktion der F.D.P. 


50 Jahre Vereinte Nationen - eine große Vision schrittweise verwirklichen 


Vor 50 Jahren wurden die Vereinten Nationen mit dem Ziel ge- 
gründet, nach den furchtbaren Erfahrungen des Zweiten Welt- 
krieges künftige Geschlechter vor der Geißel des Krieges zu be- 
wahren, Würde und Wert des Menschen zu bekräftigen und den 
sozialen Fortschritt und einen besseren Lebensstandard in größe- 
rer Freiheit für alle zu fördern. 

Trotz der Lähmung durch den Kalten Krieg haben die Vereinten 
Nationen und die für sie arbeitenden Menschen seither Bedeu- 
tendes geleistet - in den Bereichen der Fortentwicklung des Völ- 
kerrechts, der Friedensbewahrung, der Diplomatie, der Konflikt- 
verhütung, der Abrüstung und Rüstungskontrolle, der Menschen- 
rechte, der Weltgesundheit, der Flüchtlings Versorgung, der Ent- 
wicklungshilfe, der Katastrophenhilfe und auf vielen anderen Po- 
litikfeldern. 

Die Zahl der Mitgliedstaaten stieg in dieser Zeit von 50 auf 185. 
Mit dem Ende des Ost- West-Konflikts wuchs die Hoffnung, die 
Vereinten Nationen könnten die Rolle des Garanten einer friedli- 
chen und gerechten neuen Weltordnung übernehmen. Zahl und 
Ausmaß der Hilfsersuchen und der durchgeführten VN-Missionen 
haben sich damit sprunghaft erhöht. Zugleich werden heute neue 
Herausforderungen an die Vereinten Nationen herangetragen: Im- 
mer mehr sehen sich die Vereinten Nationen komplexen, oft 
historisch bedingten und vorwiegend innerstaatlichen Konflikten 
gegenüber. Hinzu kommen globale Bedrohungen der Sicherheit, 
des Wohlergehens und der natürlichen Lebensgrundlagen der 
Menschheit - so haben Massenarmut, soziale Konflikte und Flücht- 
lingsbewegungen ebenso wie die Gefahr der Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen und das organisierte Verbrechen und 
nicht zuletzt die Belastung und Zerstörung der Umwelt solche Aus- 
maße angenommen, daß die Staaten bei ihrer Bekämpfung im glo- 
balen Maßstab Zusammenarbeiten müssen. 

Als einzige globale Institution sind damit die VN mit ihren Unter- 
und Sonderorganisationen besonders gefordert, sich diesen 
Herausforderungen zu stellen, die die Kraft einzelner Staaten und 
regionaler Zusammenschlüsse übersteigen. 
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Dieser Vielzahl von Aufgaben sind die VN in ihrer derzeitigen or- 
ganisatorischen und politischen Struktur nicht voll gewachsen. Ih- 
re Finanzkrise, organisatorische und administrative Schwächen, 
vor allem aber der fehlende Wille der Einzelstaaten, die den VN 
von der Charta gegebenen Möglichkeiten auszuschöpfen und zu 
nützen, sind Ursachen dafür, daß die VN den hohen an sie heran- 
getragenen Erwartungen derzeit nicht gerecht werden können. 
Stärke und Effizienz der VN hängen ab vom Wollen und Handeln 
ihrer Mitgliedstaaten. 

Wichtige Reformschritte sind in den letzten Jahren durchgeführt 
oder eingeleitet worden: Die Straffung des VN-Sekretariats, die 
Reorganisation und der Ausbau der Abteilung für Friedenserhal- 
tende Maßnahmen im VN-Sekretariat, die Einrichtung eines Am- 
tes für interne Kontrolle und die Errichtung eines Internationalen 
Strafgerichtshofes zur Verfolgung schwerer Straftaten im ehema- 
ligen Jugoslawien und in Ruanda. Intensiv vorbereitete, bedeut- 
same Fachkonferenzen, wie die Konferenzen für Umwelt und Ent- 
wicklung in Rio de Janeiro, für Bevölkerung und Entwicklung in 
Kairo, der „ Sozialgipf el" in Kopenhagen und die Weltfrauenkon- 
ferenz in Peking haben zu drängenden Problemen der Welt eine 
beeindruckende Zahl von Regierungsvertretern, Fachleuten und 
Vertretern von Nichtregierungsorganisationen an einen Tisch ge- 
bracht, neue Anstöße gegeben und Lösungsvorschläge erarbeitet. 

Jetzt gilt es, durch energische weitergehende Reformen die VN 
und ihre Sonderorganisationen so anzupassen und zu stärken, daß 
die internationale Staatengemeinschaft dieses einzigartige Instru- 
ment noch besser dazu nutzen kann, sich den globalen Heraus- 
forderungen zu stellen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist sich wegen ihrer Lage in der 
Mitte Europas und als wichtige Nation, die auf Frieden, Stabilität 
und wirtschaftliche Entwicklung besonders angewiesen ist und der 
die Achtung der Menschenrechte am Herzen liegt, der weltweiten 
Verflechtungen ihrer Interessen mit denen der anderen Staaten 
besonders bewußt. Deshalb und als engagiertes Mitglied und dritt- 
größter Beitragszahler der Vereinten Nationen hat sie an einer Ver- 
besserung und Stärkung der Vereinten Nationen ein unmittelba- 
res Interesse. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag sieht in der Charta der Vereinten 
Nationen nach wie vor einen universalen Ansatz zur Verwirk- 
lichung eines friedlichen Zusammenlebens der Völker und 
einer nachhaltigen Entwicklung und für die gemeinsame Be- 
wältigung der großen Herausforderungen unserer Zeit und 
bekräftigt die feierliche Verpflichtung der Bundesrepublik 
Deutschland, die in der Charta enthaltenen Verpflichtungen zu 
erfüllen. Er anerkennt und würdigt die Leistungen der Ver- 
einten Nationen seit ihrer Gründung in vielen Bereichen und 
die engagierte Tätigkeit all der Menschen, die sich im Dienste 
der Vereinten Nationen für Friede und Gerechtigkeit und für 
die Freiheit und die Menschenrechte anderer eingesetzt ha- 
ben. 
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2. Der Deutsche Bundestag ist mehr denn je von der Notwendig- 
keit überzeugt, daß die Staatengemeinschaft die VN als glo- 
bale Organisation zur Herstellung und Wahrung des Friedens 
und zur Bewältigung der globalen Herausforderungen der 
Staatengemeinschaft nutzt und sie hierzu durch Sicherung ih- 
rer finanziellen Grundlagen und durch eine administrative und 
politische Strukturreform stärkt. 

Er unterstützt die Bundesregierung deshalb in ihrem Bemühen 
um eine solche Reform, damit die Vereinten Nationen ihre Auf- 
gaben noch besser erfüllen können. 

3. Der Deutsche Bundestag sieht für die erforderliche Reform fol- 
gende Schwerpunkte: 

3.1 Wahrung des Friedens 

- Die klassischen friedenserhaltenden Maßnahmen sind in 
ein abgestimmtes Instrumentarium zur Konfliktprävention 
auch für die wieder neu und verstärkt hervortretenden 
innerstaatlichen Konflikte einzubetten, zu dem auch Un- 
terstützung bei vertrauensbildenden Maßnahmen sowie 
zivile Instrumente, wie Wahl- und Demokratisierungshilfe, 
der Aufbau des Rechtssystems und Menschenrechtspolitik, 
gehören. Zur Verbesserung der Fähigkeit zum Schutz der 
Menschenrechte gehört neben einer personellen und finan- 
ziellen Stärkung des Genfer Menschenrechtszentrums auch 
eine Stärkung der zur Ahndung schwerer Menschen- 
rechtsverletzungen und Kriegsverbrechen eingerichteten 
internationalen Gerichtshöfe durch einen glaubwürdigen 
Sanktionsmechanismus. 

- Bei der Lösung regionaler Probleme und Konflikte ist dar- 
über hinaus eine engere Zusammenarbeit und Lastenver- 
teilung mit Regionalorganisationen sinnvoll und notwen- 
dig, die dafür auszubauen und gegebenenfalls durch den 
Sicherheitsrat zu ermächtigen sind. Vor allem das Potential 
der OSZE als regionale Abmachung nach Kapitel VIII der 
Charta ist entsprechend dem Budapester Dokument vom 
6. Dezember 1994 in vollem Umfang auszuschöpfen. 

- Um Handlungswillen und -fähigkeit der Vereinten Natio- 
nen gegenüber Aggressionen, Massenvernichtungen und 
Völkermord und anderen Brüchen des Völkerrechts glaub- 
würdiger und effektiver zu gestalten, müssen die jeweili- 
gen Mandate klar und durchführbar formuliert werden; zu- 
gleich ist sicherzustellen, daß ein einmal erteiltes Mandat 
situationsangemessen auch kurzfristig verändert werden 
kann. Zur Verbesserung von Friedensmissionen bedarf es 
einer gleichmäßig hochqualifizierten, einheitlichen Ausbil- 
dung der von den Einzelstaaten zur Verfügung gestellten 
Blauhelmkontingente. Als erster Schritt müssen sich die 
Staaten möglichst umfassend an dem Stand-by-Arrange- 
ment der Vereinten Nationen beteiligen. Die Truppenstel- 
lung über geeignete Militärbündnisse wie WEU und NATO 
ist auszubauen, dabei sind Kommandostrukturen und 
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Zusammenarbeit zwischen den Organisationen unter 
Berücksichtigung der Lehren aus bisherigen Friedensmis- 
sionen, nicht zuletzt dem Engagement im ehemaligen Ju- 
goslawien, Ruanda, Somalia und dem Golfkrieg, effektiv 
und entsprechend den Zielen der einschlägigen Resolu- 
tionen zu gestalten. 

3.2 Bewältigung der globalen Herausforderungen 

Dem Zusammenwirken der Staaten der Erde für eine nach- 
haltige Entwicklung, die die Verbesserung der ökonomischen 
und sozialen Lebensbedingungen der Menschen mit der lang- 
fristigen Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen in 
Einklang bringt, und für die Bewahrung einer intakten Umwelt 
für die kommenden Generationen wird in der Zukunft eine 
ständig wachsende Bedeutung zukommen. "Hierzu sind die 
Vereinten Nationen als globales politisches Forum und als In- 
strument zur Durchführung global koordinierter Programme 
energisch zu nutzen. Um die VN organisatorisch hierfür zu rü- 
sten, sind eine Straffung und Reorganisation sowie eine 
Abgrenzung der Mandate der zahlreichen Unter- und Sonder- 
organisationen der Vereinten Nationen ebenso unerlässlich 
wie eine verbesserte Koordination zwischen den Vereinten 
Nationen und ihren Sonderorganisationen. 

- Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen 
(UNDP) ist zu einer noch effizienteren Entwicklungshilfe - 
Institution mit einer Führungsrolle unter den im Entwick- 
lungsbereich tätigen operativen Organisationen auszubau- 
en. Das UNDP ist in die Lage zu versetzen, Aktivitäten der 
internationalen Entwicklungszusammenarbeit zu koordi- 
nieren, und sollte eng mit den internationalen Entwick- 
lungsbanken Zusammenarbeiten. 

- Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) soll 
als internationales Sprachrohr und als Schaltstelle im Um- 
weltbereich fungieren. Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben 
ist es ZU einem umweltpolitischen Koordinationszentrum in 
enger Zusammenarbeit mit der Commission for Sustainable 
Development und den sonstigen für Umweltfragen zustän- 
digen Ausschüssen auszubauen. Es soll eng mit den inter- 
nationalen Entwicklungshilfeinstitutionen Zusammenar- 
beiten. Die Globale Umweltfazilität (GEF) ist als wichtiges 
Finanzierungsinstrument für die Durchführung internatio- 
nal bedeutsamer Projekte des Umwelt- und Ressourcen- 
schutzes in den Bereichen Klima, biologische Vielfalt, Ozon- 
schicht und internationale Gewässer zu nutzen. 

- Die Vereinten Nationen und die internationalen Finanzin- 
stitutionen müssen zu einer effizienteren, die unterschied- 
liche Aufgabenstellung wahrenden Zusammenarbeit fin- 
den. Die Bretton- Woods-Institutionen spielen eine wesent- 
liche Rolle bei der Förderung der gesamtwirtschaftlichen 
Stabilität, der Unterstützung eines die nachhaltige Ent- 
wicklung begünstigenden Umfelds und bei der Mobilisie- 
rung sowie dem Transfer von Mitteln für die Entwicklung. 
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3.3 Sicherung der finanziellen Grundlagen 

Um die Vereinten Nationen vor Zahlungsunfähigkeit zu 
bewahren, müssen alle Mitgliedstaaten ihren Beitragsver- 
pflichtungen pünktlich und vollständig nachkommen. Um die 
finanziellen Grundlagen für die politische Gestaltungskraft 
und Bewegungsfreiheit der Vereinten Nationen auch im Hin- 
blick auf gewachsene Herausforderungen und Aufgaben zu er- 
halten und langfristig zu sichern, muß das bestehende System 
der Pflichtbeiträge reformiert werden. Das neue Veran- 
lagungssystem muß sich an der objektiv ermittelten wirt- 
schaftlichen Leistungsstärke der Mitglieder ausrichten, den 
globalen politischen und finanziellen Veränderungen der 
letzten Jahre Rechnung tragen und sich an einfachen und 
transparenten Bemessungskriterien orientieren. Darüber hin- 
aus sollte es auch ein System von Anreizen und Ab- 
schreckungsmaßnahmen enthalten, um die Mitgliedstaaten zu 
finanzieller Disziplin anzuhalten. Insbesondere von den 
ständigen Mitgliedern des Sicherheitsrates ist eine vorbildli- 
che Beitragsdisziplin zu erwarten. Friedenserhaltende Maß- 
nahmen müssen weiterhin mit Pflichtbeiträgen finanziert wer- 
den, auf schnelle Verfügbarkeit der erforderlichen Beträge ist 
besonders zu achten. Der Gedanke eigener Finanzierungs- 
quellen der VN bedarf noch sorgfältiger Prüfung. 


3.4 Administrative und politische Strukturreform 

- Die nicht mehr zeitgemäße Zusammensetzung des Sicher- 
heitsrates ist zu aktualisieren, damit die weltpolitischen 
Veränderungen der letzten 50 Jahre berücksichtigt werden 
und seine Handlungsfähigkeit erhalten bleibt. Dazu ist die 
Aufnahme von Staaten Asiens, Afrikas und Lateinamerikas 
erforderlich. Auch Deutschland und Japan müssen ent- 
sprechend ihrer gewachsenen Rolle ständig im Sicher- 
heitsrat vertreten sein. Für Deutschland wäre eine gemein- 
same Vertretung der Europäischen Union als solcher 
vorrangiges Ziel. Wenn dies derzeit nicht zu erreichen ist, 
ist ein eigener ständiger Sitz anzustreben. 

- Der Sicherheitsrat muß in verbindlicher Weise auch auf die 
Bedrohung von Sicherheit und Frieden durch massive 
Menschenrechtsverletzungen, Zerstörung der natürlichen 
Lebensgrundlagen der Menschheit, die Proliferation von 
Massenvernichtungswaffen und weltweiten Drogenhandel 
reagieren können. 

- Das Organisationssystem und die Arbeitsabläufe der VN 
und ihrer Sonderorganisationen sind zu straffen. Dies 
schließt die Erhöhung der Arbeitseffizienz der verwaltungs- 
technischen Abläufe im VN-System, die Erweiterung der 
organisatorischen und politischen Kompetenzen des Gene- 
ralsekretärs und die Aktualisierung und Kürzung der Ta- 
gesordnungen von Generalversammlung und ECOSOC 
ebenso ein wie eine stärkere Orientierung der Personalpo- 
litik an Qualifikationskriterien. 
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4 . Die Bundesrepublik Deutschland muß ihren Einfluß in Zukunft 
noch stärker einbringen, damit die Vereinten Nationen ihre 
Aufgaben bei der Bewahrung oder Wiederherstellung von Frie- 
den, Freiheit, sozialer Gerechtigkeit und ökologischem Gleich- 
gewicht noch besser erfüllen. Dazu gehören eine umfassende 
Koordination der Politik gegenüber den Vereinten Nationen, 
ein intensiver Einsatz bei der Gestaltung und Einhaltung einer 
gemeinsamen Politik der Europäischen Union in den Verein- 
ten Nationen, eine Erhöhung der deutschen personellen Prä- 
senz auf allen Ebenen des VN-Sekretariates und der VN-Or- 
ganisationen durch koordinierte intensive Personalpolitik von 
Bund und Ländern sowie eine intensive Nutzung des politi- 
schen Gewichtes und des diplomatischen und finanziellen Ein- 
flusses für eine grundlegende Reform der Vereinten Nationen. 

Bonn, den 24. Oktober 1995 

Dr. Christian Ruck 

Karl Lamers 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Ulrich Irmer 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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